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Mathias Langer
Öffentliche Sportförderung: eine 
ordnungspolitische Betrachtung
An unmittelbaren Transferleistungen ﬂ  ießen jährlich rund 3,9 Mrd. Euro in die staatliche 
Sportförderung. Wie ist die öffentliche Sportförderung ordnungspolitisch zu bewerten? 
Welche Wirkungen hat sie auf die Sportanbieter und den Wettbewerb?
D
ie Fußball-Weltmeisterschaft 2006 wird in 
Deutschland ausgetragen. Aufgrund der enor-
men internationalen Öffentlichkeitswirkung dieser 
sportlichen Großveranstaltung wird „die Welt zu Gast 
in Deutschland“ sein, wie es metaphorisch formuliert 
wird. Damit sich Deutschland der Weltöffentlichkeit als 
ein guter Gastgeber präsentiert, unterstützt der Staat 
dieses sportliche Mega-Event in vielfältiger Weise. 
Die Förderung sportlicher Großveranstaltungen 
stellt aber nur einen kleinen Ausschnitt der öffentlichen 
Sportförderung dar1. Die Vertreter des selbstverwalte-
ten Sports sehen sich als Träger öffentlicher Belange, 
die einen Beitrag zur Erfüllung gesellschaftspolitischer 
Aufgaben leisten, wofür sie eine staatliche Förderung 
erwarten2. So ist aktuell in vielen Sportbereichen eine 
beträchtliche staatliche Aktivität bei der Bereitstellung 
des selbstverwalteten Sportangebots auszumachen. 
Die öffentliche Sportförderung gerät aber zuneh-
mend in die Diskussion, zumal sich in den letzten 
Jahren durch die Kommerzialisierung und Medialisie-
rung des Sports sowie durch veränderte Präferenzen 
der Nachfrager vermehrt neue Organisations- und 
Angebotsformen am Markt etablierten. Eine staatliche 
Sportförderung wird als problematisch gesehen und 
aufgrund mangelnder Markt- und Wettbewerbskon-
formität kritisiert. 
Eine Analyse der öffentlichen Sportförderung muß 
daher insbesondere folgende Fragen beantworten:
• Welche Gründe werden für eine öffentliche Sportför-
derung angeführt?
•  Welche Problembereiche und unerwünschten Wir-
kungen einer öffentlichen Sportförderung ergeben 
sich?
Dr. Mathias Langer, 31, ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Institut für Sportwissenschaft, 
Fachbereich Sportökonomie, der Friedrich-
Schiller-Universität Jena.
•  Welche Möglichkeiten und Grenzen einer öffentli-
chen Sportförderung existieren in einer marktwirt-
schaftlichen Ordnung?
Umfang der Förderung 
Die öffentliche Sportförderung gestaltet sich in 
Deutschland sehr vielfältig und umfangreich3. Einer-
seits unterstützt der Staat den Sportbereich durch mit-
telbare Transferleistungen. Hier verzichtet der Staat auf 
Einnahmen wie beispielsweise bei der Gewährung von 
Steuervorteilen für die gemeinnützigen Sportvereine 
oder bei dem Verzicht auf Einnahmen aus staatlichen 
Sportwetten und Lotterien zugunsten der Sportanbie-
ter. Andererseits erhält der Sportbereich unmittelbare 
Transferleistungen, sowohl in realer als auch in mo-
netärer Form. Der Staat trägt die Kosten von Gütern, 
die er dem Sportbereich weitgehend unentgeltlich 
zur Verfügung stellt, selbst, was insbesondere bei der 
umfassenden Bereitstellung der Sportinfrastruktur der 
Fall ist. Er transferiert aber auch direkt Gelder an die 
Akteure des Sports, z.B. durch Zweckzuweisungen für 
den vereinseigenen Sportstättenbau, ﬁ  nanzielle Unter-
stützung (Beihilfen) bei der Gerätebeschaffung oder 
anteilige Übernahme von Übungsleiterkosten. Auch 
beteiligt sich die öffentliche Hand, gerade bei Sport-
Großveranstaltungen, an den Risiken der Sportinstitu-
tionen durch die Übernahme von Ausfallbürgschaften 
oder Deﬁ  zitgarantien.
Transferleistungen an den Sportbereich werden auf 
allen staatlichen Ebenen gewährt. Alleine die unmittel-
baren Transferleistungen beliefen sich nach Angaben 
1 Ausführlich hierzu vgl. F. Daumann, M. Langer: Zur staatlichen 
Förderung von Sport-Großveranstaltungen, in: ORDO, Jahrbuch für 
die Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft, Bd. 53, 2002, S. 279-
297.
2 Vgl. G. Gebauer u. a.: Die soziale Umwelt von Spitzensportlern, 
Schorndorf 1999, S. 50; I. Hartmann-Tews: Sport für alle?! Struk-
turwandel europäischer Sportsysteme im Vergleich: Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Schorndorf 1996, S. 157 ff.
3 Zu den Maßnahmen der öffentlichen Sportförderung auf der Kom-
munal- , Landes- und Bundesebene vgl. die Beiträge von M.-P. 
Büch, F .-J. Kemper und C. Hockenjos in: G. Trosien (Hrsg.): 
Die Sportbranche: Wachstum – Wettbewerb – Wirtschaftlichkeit, 2. 
Auﬂ  ., Frankfurt am Main, New York 1999, S. 129-178.
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des Statistischen Bundesamtes im Jahre 2002 netto 
auf insgesamt 3,9 Mrd. Euro. Unter Berücksichtigung 
sowohl der Ausgaben, die nicht in den Sporteinzel-
plänen explizit aufgeführt werden und nicht mittels 
der Rechnungsstatistik der öffentlichen Haushalte 
separiert und als sportbezogene Mittel ausgewiesen 
werden können, als auch der mittelbaren Transferleis-
tungen dürfte realiter der Förderumfang deutlich höher 
liegen. Nahezu vier Fünftel der unmittelbaren Ausga-
ben tragen die Kommunen, was die Sportförderung 
als faktisch primär kommunale Aufgabe auszeichnet.
Adressat der öffentlichen Förderung sind nahezu 
ausschließlich die Institutionen des selbstverwalte-
ten Sports. Die Dachorganisation ist der Deutsche 
Sportbund (DSB), der mit nahezu 27 Mio. Mitgliedern 
die numerisch größte deutsche Organisation darstellt. 
Der DSB ist der einzige vom Staat ofﬁ  ziell anerkannte 
Dachverband des Sports, so daß in erster Linie die 
Sportverbände und -vereine unter seinem Dach von 
der öffentlichen Förderung proﬁ  tieren.  Erwerbswirt-
schaftliche Sportanbieter werden nicht gefördert. Den 
sportlich Aktiven, die ihren Sport nicht-institutionali-
siert ausüben, kommen lediglich Teile der Realtrans-
fers zugute, z.B. bei der Nutzung öffentlicher Bewe-
gungsräume und Sportanlagen.
Begründungen
Sehr häuﬁ  g wird die Sportförderung mit den posi-
tiven Wirkungen des Sports auf die Gesundheit be-
gründet. Ausgehend von der Annahme, daß sportliche 
Betätigung den Gesundheitszustand des Sportlers 
verbessert, soll die Sportförderung das Ausmaß und 
die Qualität der sportlichen Aktivität steigern und so-
mit präventive Wirkung entfalten. Davon erhofft man 
sich einen Beitrag zur Lösung der Kostenprobleme 
des Gesundheitssystems. So führt ein verbesserter 
Gesundheitsstatus des Sportlers, sofern er Mitglied 
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ist, zu 
einer ﬁ  nanziellen Entlastung der Versichertengemein-
schaft. Ursächlich hierfür ist die Ausgestaltung des 
deutschen GKV Systems. Es zeichnet sich dadurch 
aus, daß die zu entrichtenden Beiträge einkommens-
abhängig und damit ohne jegliche Berücksichtigung 
des individuellen Risikos kalkuliert werden, der Versi-
cherungsbeitrag also nicht an die Wahrscheinlichkeit 
einer Inanspruchnahme von Leistungen gekoppelt ist. 
Treibt also der gesetzlich Krankenversicherte Sport 
und verringert hierdurch sein individuelles Krank-
heitsrisiko, wird er weniger Leistungen von der GKV 
beanspruchen müssen. Von der hierdurch bedingten 
ﬁ   nanziellen Entlastung des GKV Systems proﬁ  tieren 
dann aber alle Versicherten, da die Beiträge günstiger 
kalkuliert werden.
Als Begründung für eine öffentliche Sportförderung 
wird weiter sehr oft die positive Repräsentationswir-
kung des Sports angeführt. So gehen von sportlichen 
Erfolgen oder perfekt organisierten und inszenierten 
Sport-Großveranstaltungen – wie eben einer Fußball-
Weltmeisterschaft – vermeintlich erhebliche Pres-
tigewirkungen für die Bewohner der Region, für die 
die Sportler gestartet sind oder die die Veranstaltung 
ausgerichtet hat, aus. Auf nationaler Ebene weist die 
Repräsentation eine weitergehende außenpolitische 
Dimension auf, wenn sportliche Erfolge durch die 
Vertreter eines Landes internationale Anerkennung 
ﬁ  nden.
Darüber hinaus wird die Sportförderung immer 
wieder als ein Instrument zur Förderung von Wirt-
schaftswachstum und Beschäftigung gesehen und 
eingesetzt. Der Sportbereich stellt mittlerweile einen 
bedeutenden Wirtschaftsfaktor dar. Im Jahr 1998 
wurde ein sportbezogenes Bruttoinlandsprodukt von 
rund 27 Mrd. Euro erwirtschaftet, was einem Anteil 
von 1,4% des deutschen Bruttoinlandsprodukts 
entspricht. Etwa 800  000 Menschen fanden eine 
Beschäftigung im Sport4. Dabei gehen insbesondere 
regionale Impulswirkungen von der Sportförderung 
aus. Die mediale Präsenz von Sportlern und Sport-
veranstaltungen erhöht den Bekanntheitsgrad einer 
Region und hat Werbeeffekte für die Region. Über die 
zusätzlichen Nachfragesteigerungen, die von auswär-
tigen Besuchern von Sportveranstaltungen ausgehen, 
hinaus kann der Tourismusbereich proﬁ  tieren. Zudem 
kann das regionale Sportangebot als weicher Stand-
ortfaktor einen Beitrag zum Freizeit- und Erlebniswert 
der Region leisten. Sofern diese Werte für Arbeitskräf-
te bei der Wahl ihrer Arbeitsstätte oder für Unterneh-
men bei der Wahl ihres Standortes entscheidungsrele-
vant sind, kann das Sportangebot das wirtschaftliche 
Wachstum einer Region positiv beeinﬂ  ussen.
Oft wird auch behauptet, der Sport führe zum Auf-
bau von sozialem Kapital. Dies umfaßt den Aufbau 
sozialer Beziehungen, die Integration verschiedenster 
Bevölkerungsgruppen und -schichten und die Ent-
wicklung sozialen Zusammenhalts. Daneben leistet 
der Sport angeblich einen Beitrag zur Selbstentfaltung 
und zur Sozialisation. Hierzu gehört die Anerkennung 
des Leistungsprinzips, die Unterordnung unter de-
mokratische Entscheidungsstrukturen, die Akzeptanz 
bestehender Regelwerke und die Prävention von 
Gewalt.
4 Zur volkswirtschaftlichen Bedeutung des Sports in Deutschland 
vgl. B. Meyer, G. Ahlert: Die ökonomischen Perspektiven des 
Sports: Eine empirische Analyse für die Bundesrepublik Deutschland, 
Schorndorf  2000.SPORTFÖRDERUNG
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Allen Argumenten ist die Auffassung gemein, daß 
Sport nicht nur dem einzelnen Sportkonsumenten 
Nutzen stiftet, sondern darüber hinaus den Nutzen 
weiterer Gesellschaftsmitglieder erhöht. Das Phäno-
men Sport erzeugt also Leistungen in Form positiver 
externer Effekte. Somit wird ein Marktversagen kon-
statiert, das einen staatlichen Eingriff erfordere. Inwie-
weit die staatlichen Interventionen aber den Marktpro-
zeß stören und ein Staatsversagen darstellen, wird 
dabei vernachlässigt.
Problembereiche
Die Sportförderung weist eine Reihe von Problemen 
auf, die insbesondere mit der Existenz der externen 
Effekte sowie der ergriffenen Maßnahmen verbunden 
sind. So wird die wissenschaftliche Diskussion zu den 
positiven Wirkungen des Sports äußerst konträr ge-
führt, wobei empirische Fundierungen der Argumente 
häuﬁ  g noch ausstehen5. Mit sportlicher Aktivität kön-
nen durchaus positive Effekte für den Sporttreibenden 
und die Gesellschaft verbunden sein. Diese Effekte 
sind aber keineswegs genereller Natur, sondern ab-
hängig von der Sportart, der Ausübungsform sowie 
der individuellen Disposition. Neben positiven Effekten 
treten auch neutrale und negative Effekte auf. Viele 
der positiven Wirkungen stiften ausschließlich dem 
sportlich Aktiven Nutzen, so daß allenfalls in Teilbe-
reichen des Sports spürbare positive Externalitäten zu 
erwarten sind.
Die Förderung der positiven Effekte erfordert eine 
differenzierte Betrachtung der vielfältigen Möglichkei-
ten sportlicher Betätigung. Aktuell erfolgt aber keine 
Differenzierung nach dem Ausmaß und der Güte der 
externen Effekte, sondern nach der Organisationsform 
des Angebots. Ausschließlich selbstverwaltete Sport-
anbieter werden pauschal gefördert. Da Sportvereine 
aber vielfältige Sportarten und Ausübungsformen 
mit unterschiedlichen Wirkungen offerieren6, fördern 
undifferenzierte Transfers auch Betätigungen mit 
überwiegend negativen Effekten und erweisen sich als 
kontraproduktiv.
Andererseits ist das Auftreten der positiven Wir-
kungen nicht an eine sportliche Betätigung im Verein 
geknüpft. Gerade der Gesundheitssport wird vielfach 
bewußt außerhalb der Vereine bei kommerziellen An-
bietern praktiziert. Diese erhalten aber keine Förde-
rung, so daß hier ein innerer Widerspruch im Zusam-
menhang mit der Förderpraxis auftritt, der zu Lasten 
der Generierung positiver Effekte geht.
Die selektive Vergabe öffentlicher Mittel an die 
selbstverwalteten Sportanbieter stellt zugleich eine 
nicht-marktliche Diskriminierung aller Akteure dar, 
deren Angebote vergleichbare Wirkungen generieren, 
die aber nicht in den Genuß einer Förderung gelangen. 
Diskriminiert werden jedoch nicht nur alle Sportanbie-
ter außerhalb des selbstverwalteten Sports, die zum 
einen nicht gefördert werden und zum anderen durch 
höhere Abgaben und Steuern die öffentliche Unter-
stützung ihrer eigenen Konkurrenten ﬁ  nanzieren. Auch 
alle Sportler, die nicht das subventionierte Vereinsan-
gebot wahrnehmen, erfahren eine Diskriminierung.
Verstärkt wird die Problematik dadurch, daß der 
Staat nur den DSB als ofﬁ   ziellen Dachverband des 
Sports anerkennt und auch innerhalb des DSB das 
Ein-Verbands-Prinzip gilt. So kann in jedem Fachge-
biet nur jeweils ein Fachverband Mitglied und somit 
öffentlich unterstützt werden. Der Marktzutritt für 
neue, nicht anerkannte Verbände und Sportanbieter 
wird erschwert und der selbstverwaltete Sport vor 
potentieller Konkurrenz geschützt. Der staatliche 
Protektionismus spiegelt sich nicht nur in den Kos-
tenvorteilen der Sportvereine wider, sondern auch bei 
der Vergabe von Nutzungsrechten an der meist weit 
unter Marktpreisen bereitgestellten öffentlichen Infra-
struktur. Die Vergabe erfolgt nicht, wie im Marktsystem 
üblich, über den Preis. Vielmehr ist die Zugehörigkeit 
zum DSB entscheidungsrelevantes Kriterium.
Zwar propagieren Politiker und Sportfunktionäre 
das Subsidiaritätsprinzip als zentralen Grundsatz 
der Sportförderung und wollen diese als „Hilfe zur 
Selbsthilfe“ verstanden wissen7. De facto reichen die 
pauschalen und dauerhaften Mittelzuwendungen al-
lerdings weit darüber hinaus. Sie sind entkoppelt von 
positiven Wirkungen der Sportangebote und mehr als 
ein bloßer Anstoß für deren Bereitstellung8.
Auswirkungen auf selbstverwaltete Sportanbieter
Die selektive Förderung stellt eine Privilegierung der 
selbstverwalteten Sportanbieter dar. Soweit diese Pri-
5 Zu einer ausführlichen Diskussion externer Effekte des Sports vgl. 
C. Hockenjos: Öffentliche Sportförderung in der Bundesrepublik 
Deutschland: Darstellung und ﬁ  nanztheoretische Analyse, Frankfurt 
am Main u.a.O. 1995, S. 109 ff.; H.-U. Herrnkind: Steuerliche För-
derung von Sportvereinen, Dissertation, Köln 1995, S. 77 ff.; R. Madl: 
Der Sportverein als Unternehmen: Gesellschafts- und steuerrechtliche 
Gesichtspunkte, Wiesbaden 1994, S. 173 ff.; V. Rittner, C. Breuer: 
Soziale Bedeutung und Gemeinwohlorientierung des Sports, Köln 
2000; W.-D. Brettschneider, T . Kleine: Jugendarbeit in Sport-
vereinen: Anspruch und Wirklichkeit, Schorndorf 2002.
6 Vgl. E. Emrich, W . Pitsch, V . Papathanassiou: Die Sport-
vereine: Ein Versuch auf empirischer Grundlage, Schorndorf  2001, 
S. 208 ff.
7 Vgl. Bundesministerium des Innern: 10. Sportbericht der Bundes-
regierung, Bundestags-Drucksache 14/9517, 2002, S. 15; Deutscher 
Sportbund: Sport in Deutschland, 19. Auﬂ  ., Frankfurt am Main 2003, 
S. 71.
8 Vgl. R. Madl: Der Sportverein ..., a.a.O., S. 195.Wirtschaftsdienst 2006 • 2
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vilegien im politischen Prozeß für Partikularinteressen 
erreichbar sind, entstehen für Sportanbieter Anreize, 
ihre Anstrengungen von einem Leistungswettbewerb 
im Markt auf das Erzielen von Renten im politischen 
Prozeß zu verlagern. Mit Lobbyarbeit gelingt es den 
Sportanbietern, über Privilegien Wettbewerbsvorteile 
zu erlangen. Dabei steigt die Erreichbarkeit der Pri-
vilegien mit den bereits erhaltenen, so daß sich ein 
selbstverstärkender Charakter ergibt.
Zudem löst die Förderung Veränderungen im Ver-
halten und der Mentalität der Sportanbieter aus. Ihre 
Aktivitäten und Interessen konzentrieren sie vermehrt 
auf die Anforderungen zum Erhalt der Förderung und 
setzen sich so der Gefahr aus, die Anforderungen der 
Beschaffungs- und Absatzmärkte zu vernachlässi-
gen9. Insbesondere rücken Entscheidungen von den 
Interessen der Vereinsmitglieder ab, um ein politikge-
rechtes Angebot bereitzustellen. Damit wird der Sinn 
und Zweck der mitgliederorientierten Sportvereine 
korrumpiert.
Die Gewißheit über eine umfassende und zeitlich 
unbefristete Unterstützung fördert Gewöhnungseffek-
te. Selbstverwaltete Sportanbieter verlassen sich auf 
die staatlichen Transfers und planen sie fest in ihr öko-
nomisches Kalkül ein. Der Zweck der Förderung rückt 
in den Hintergrund. Statt dessen werden öffentliche 
Mittel zum sozialen Besitzstand deklariert. Eigeninitia-
tive und Selbstverantwortung werden auf ein Minimum 
reduziert und die Abhängigkeit der Sportanbieter von 
staatlicher Unterstützung steigt.
Auswirkungen auf den Wettbewerb 
Aufgrund der Knappheit öffentlicher Mittel muß die 
Vergabe im Rahmen der Sportförderung notwendiger-
weise selektiv erfolgen. Entscheidungsträger verfügen 
aber nicht über alle hierzu notwendigen Informationen. 
Die Auslese erfolgt deshalb durch Politiker und Büro-
kraten nach weitgehend subjektivem Ermessen und 
anhand oft willkürlicher Kriterien und nicht durch die 
anonymen Kräfte des Wettbewerbs. Dabei ist es ge-
rade der Wettbewerbsprozeß, der das weitverstreute 
Wissen, das eine zentrale Instanz nie vollständig besit-
zen kann, am besten nutzt10.
Damit eng verbunden sind umfangreiche Mitnah-
meeffekte, die seitens der Sportanbieter bzw. der 
Konsumenten selbstverwalteter Sportangebote her-
vorgerufen werden. Es werden Anbieter unterstützt, 
die einer Förderung nicht bedürfen, weil sie in der 
Lage sind, die für die Bereitstellung eines marktadä-
quaten Angebotes erforderlichen Mittel selbst aufzu-
bringen. Es werden aber auch Konsumenten indirekt 
subventioniert, die das Vereinsangebot nutzen und 
von staatlich subventionierten Mitgliedsbeiträgen 
proﬁ  tieren, obwohl sie ihre sportliche Aktivität selbst 
ﬁ  nanzieren könnten und würden11. 
Wie schon angeklungen, schützt die öffentliche 
Förderung die selbstverwalteten Sportanbieter vor 
den Kräften des Wettbewerbs. Damit verringert sich 
ihr Anpassungsdruck an veränderte Umweltzustände. 
Sportvereine tragen, wenn überhaupt, nur zögerlich 
den Präferenzen der Nachfrager aufgrund veränderter 
gesellschaftlicher Rahmenbedingungen Rechnung 
und lassen innovative Angebote vermissen. Der Wett-
bewerbsprozeß wird zum Erhalt des Bestehenden hin 
verzerrt. Die eingeschränkte Disziplinierung durch den 
Wettbewerb begünstigt zudem den verschwenderi-
schen Umgang mit knappen Ressourcen.
Die zugunsten der selbstverwalteten Sportanbieter 
staatlich beeinﬂ   ußten Preisrelationen führen ferner 
dazu, daß Knappheitsverhältnisse und Marktchan-
cen verzerrt signalisiert werden. Dies geht nicht nur 
zu Lasten der benachteiligten Wettbewerber, die im 
Vergleich zu einer Situation ohne staatlichen Eingriff 
weniger Nachfrage erhalten, sondern führt zur Fehlal-
lokation von Ressourcen, die für die Allgemeinheit von 
Nachteil ist. 
Weiter muß bedacht werden, daß eine einmal ge-
währte Unterstützung häuﬁ  g die Verausgabung wei-
terer öffentlicher Mittel nach sich zieht. Beispielsweise 
ist es für Kommunen schwierig, sich von den Folge-
kosten für öffentlich bereitgestellte oder ﬁ  nanzierte 
Sportstätten zu befreien, da eine Übertragung an 
Sportvereine aufgrund von Mehrfachnutzungen pro-
blematisch und eine hohe Nutzungsgebühr politisch 
nicht erwünscht ist. Gerade die Zweckzuweisungen 
von Bund und Ländern zur Sportstättenförderung 
werden von Kommunalpolitikern als „Geschenke“ 
wahrgenommenen und lassen sie damit verbundene 
Folgekosten häuﬁ  g übersehen.
Angesichts der aufgezeigten Probleme und uner-
wünschten Wirkungen der öffentlichen Sportförderung 
stellt sich die Frage, ob überhaupt eine solche staatli-
che Förderung notwendig ist und wo gegebenenfalls 
ihre Grenzen liegen.
9 Vgl. G. Kirsch, H. Kempf: Staatliche Finanzierung des Sports 
– Ein Auslaufmodell?, in: H. D. Horch (Hrsg.): Finanzierung des 
Sports, Aachen 2002, S. 259 ff.
10 Ausführlich hierzu vgl. F. A. von Hayek: Der Wettbewerb als Ent-
deckungsverfahren, Kieler Vorträge N. F. 56, Tübingen 1968.
11 Vgl. K. Heinemann: Der Beitrag der Sportökonomik zu einer 
rationalen Sport- und Sportförderpolitik: Resümee und Ausblick, in: 
M.-P. Büch (Hrsg.): Beiträge der Sportökonomik zur Beratung der 
Sportpolitik, Köln 2000, S. 99.SPORTFÖRDERUNG
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Neuausrichtung der Förderung
Grundsätzlich verläuft im Marktsystem die Koor-
dination der Bereitstellung und Nachfrage von Ange-
boten zur Sportausübung weitgehend störungsfrei. 
Deshalb ist es Aufgabe des Staates, dafür zu sorgen, 
daß der Wettbewerbsprozeß ungestört im Bereich des 
Sports ablaufen kann. Wie gezeigt wurde, schränkt 
der Staat diesen statt dessen mit seinen Fördermaß-
nahmen ein. Somit ist er gefordert, die Hemmnisse 
und Widerstände abzubauen und die gesetzlichen 
und institutionellen Rahmenbedingungen für einen 
freien Wettbewerb zu schaffen. Hierbei müssen offene 
Märkte mit einer möglichst großen Handlungsfreiheit 
für (potentielle) Sportanbieter bestehen. Zudem muß 
den Sportkonsumenten Souveränität zugestanden 
werden, aufgrund ihrer Präferenzen und ihres Nachfra-
geverhaltens das Sportangebot steuern zu können.
Die staatlichen Akteure müssen erkennen, daß 
Sportler, Sportvereine und Sportverbände Wirt-
schaftssubjekte sind und als solche einer freiheitlichen 
Wettbewerbsordnung unterworfen werden müssen12. 
Somit ist für den gesamten Sportbereich eine konse-
quente Wettbewerbspolitik anzuwenden. 
Zudem sind ordnungspolitische Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die die Produktions- und Absatzmög-
lichkeiten aller Sportanbieter verbessern. Dies ist ohne 
eine Privilegierung des Sports, der lediglich einen 
Teil möglicher Freizeitaktivitäten darstellt, durch eine 
Modiﬁ  kation in Richtung auf eine Liberalisierung der 
Bestimmungen des Ordnungsrahmens möglich. 
Marktzutrittsschranken müssen abgebaut werden, 
indem die Möglichkeit zur Nutzung öffentlicher Sport-
infrastruktur allen Sportakteuren gleichberechtigt 
offensteht. Bei Nachfragekonkurrenz darf nicht, wie 
aktuell üblich, die Zugehörigkeit zum DSB entschei-
dungsrelevantes Kriterium für die Vergabe von Nut-
zungsrechten sein. Statt dessen ist ein transparenter 
Vergabeprozeß zu institutionalisieren, der auf nach-
vollziehbaren und die Marktkräfte berücksichtigenden 
Kriterien basiert. So sind für die Nutzungsrechte an 
öffentlicher Infrastruktur marktübliche Entgelte zu er-
heben und diese auf Basis der höchsten Zahlungsbe-
reitschaft zu vergeben.
Für den Betrieb bzw. die Finanzierung öffentlicher 
Infrastruktur scheint es angebracht, auf private Kräf-
te zurückzugreifen. Denkbar ist eine Trennung von 
Eigentum und Nutzung der Sportinfrastruktur, wie 
dies in anderen Staaten vielfach üblich ist13 oder in 
Deutschland in netzgebundenen Wirtschaftsbereichen 
praktiziert wird. Gerade das Modell des Public Private 
Partnership scheint hier eine vielversprechende Alter-
native zu sein14. Entsprechende Ansätze intensivieren 
den Wettbewerb und versprechen Efﬁ  zienzgewinne.
Zudem ist die Privilegierung der selbstverwalteten 
Sportanbieter durch die Ausschließlichkeit ihrer För-
derung ordnungspolitisch nicht haltbar. Dies bedeutet 
aber nicht zwingend einen vollständigen Abbau der 
öffentlichen Unterstützung. Zum einen können staat-
liche Maßnahmen ökonomisch zweckmäßig sein, um 
nachweislich spürbare externe Effekte sportlicher 
Betätigung zu internalisieren. Zum anderen kann es 
verteilungspolitisch erwünscht sein, soziale Härtefälle 
abzufedern und jedem den Zugang zu Sportangebo-
ten zu ermöglichen, also auch den ökonomisch Be-
dürftigen. Ohne die aufgezeigten ordnungspolitischen 
Probleme hervorzurufen, können diese Ziele aber nur 
erreicht werden, wenn die Sportförderung umgestaltet 
wird15. Einerseits muß die Mittelvergabe an das Aus-
maß der zu erwartenden externen Effekte gekoppelt 
sein. Andererseits sind Bedürftige gezielt durch nach-
frageseitige Transferleistungen zu fördern. 
Bürger als Souverän
Sicherlich wird eine öffentliche Sportförderung, die 
konsequent an einer freiheitlichen Wettbewerbsord-
nung ausgerichtet ist, zu strukturellen Änderungen des 
Sportangebots führen. Diese Veränderungen stellen 
aber zunächst nichts weiter als die Aufhebung der 
existierenden Verzerrung dar, wie sie mit der aktuellen 
Sportförderpraxis verbunden ist. Sie sind damit das 
faktische Ergebnis von Marktprozessen. So führt eine 
wettbewerbsadäquate Sportförderung gerade dazu, 
daß sich das Sportangebot an den Präferenzen der 
Nachfrager ausrichtet und nicht Ergebnis von schwer 
nachvollziehbaren Ermessensentscheidungen einzel-
ner politischer Akteure ist. Insofern sollte im Bereich 
des Sports weniger auf staatlichen Interventionismus 
und mehr auf die Leistungsfähigkeit des wettbe-
werblichen Marktprozesses vertraut werden. Dann 
wird auch der Bürger wieder verstärkt als Souverän 
anerkannt und kann zukünftig als solcher „die Welt als 
Gast empfangen“. 
12 Vgl. G. Kirsch, H. Kempf: Staatliche Finanzierung ..., a.a.O., 
S. 266.
13 Vgl. T . Slack: Changing Boundaries and New Forms of Organisa-
tion for the Delivery of Sports, in: J. Mest (Hrsg.): Images of Sport in 
the World, Köln 1996.
14 Ausführlich hierzu vgl. die Beiträge in Gesellschaft für öffentliche 
Wirtschaft (Hrsg.): Public Private Partnership: Formen – Risiken 
– Chancen, Berlin 2004, S. 173 ff.
15 Ausführlich hierzu vgl. M. Langer: Öffentliche Förderung des 
Sports – eine ordnungspolitische Analyse, Jena 2005, S. 149 ff.